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Behindertenberatungszentrum 

Zentrum für Selbstbestimmtes Leben 
Schönngasse 15-17/4, 1020 Wien 

 
 
Stellungnahme 
 
 
zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem  
das Familienberatungsförderungsgesetz geändert wird; 
 
 
Per e-Mail an POST@II4.bmwfj.gv.at sowie an 
begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at  

 
 
 

Wien, 7. Jänner 2013 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Nemec! 
 
 
 
Wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf eines Bundes-
gesetzes1, mit dem das Familienberatungsförderungsgesetz geändert wird: 
 
Wir befürworten die Intention dieser Novelle ausdrücklich. Damit wird ein 
wesentlicher Schritt zur Umsetzung des Bundes-Behindertengleichstellungs-
gesetzes ermöglicht. 
 
Aus unserer Sicht wäre die Frage überlegenswert, ob eine Regelung geschaffen 
werden kann, die nicht nur subsidiäre sondern erhöhende Wirkung hat.  

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
1	
  Begutachtungsexemplar	
  http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/ME/ME_00443/index.shtml	
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Optimalerweise sollten Fördernehmer Mittel des Ausgleichstaxfonds und aus dem 
Familienberatungsförderungsgesetz erhalten können2. Dies besonders vor dem 
Hintergrund, dass Förderungen für „Investive Maßnahmen“3 vom Bundessozialamt in 
den letzten Jahren leider sehr restriktiv vergeben werden (max. 50 % Förderung, 
usw.)  
	
  
Wir empfehlen nachdrücklich, die Fördernehmer gemäß Familienberatungs-
förderungsgesetz aktiv über diese Möglichkeit zu informieren. 
 
Wir weisen weiters auf ein redaktionelles Versehen im Vorblatt hin. Statt „Bis Ende 
2015 soll die geförderte Familienberatung flächendeckend barrierefrei angeboten 
werden.“ empfehlen wir: „Bis Ende 2015 wird die geförderte Familienberatung 
ausnahmslos barrierefrei angeboten werden.“ (Es geht ja dem Bundesministerium4 
in Umsetzung des BGStG nicht um einige österreichweit verteilte barrierefreie 
Beratungsstellen, sondern um die durchgängige Barrierefreiheit dieser.) 
 
Wir danken abschließend für die Möglichkeit der Stellungnahme und hoffen auf Über-
arbeitung der angesprochenen Punkte. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Martin Ladstätter 

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
2	
  Siehe	
  Anfragebeantwortung	
  	
  BMASK( 10493/AB))	
  
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/AB/AB_10493/index.shtml	
  
3	
  Investive	
  Maßnahmen	
  des	
  Bundessozialamtes	
  
http://www.bundessozialamt.gv.at/basb/UnternehmerInnen/Foerderungen_von_Investiven_Massnahmen	
  
4	
  http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=13742	
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